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GRUNDSATZPAPIER 

STÄRKUNG DER VERGABE- UND WETTBEWERBSKULTUR IN BERLIN  

Öffentliche Auftragsvergaben im Bereich Planen und Bauen sind ein zentrales Instrument zur 
Sicherung von Baukultur, Qualität und Transformation. Sie entscheiden nicht nur über die Vergabe 
von Aufträgen, sondern auch darüber, ob gestalterisch, städtebaulich, sozial, ökologisch und 
wirtschaftlich überzeugende Lösungen entstehen können.  

Der Architektenkammer liegen durch das jährliche Vergabemonitoring und eine in 2025 
durchgeführte Befragung unter den Mitgliedern der Berliner Architektenkammer Ergebnisse vor, die 
belegen, dass sich der in den letzten Jahren die Vergabepolitik in öffentlichen Vergaben zu Lasten der 
freiberuflich tätigen Planungsbüros in Berlin weiter deutlich verschärft hat. 
Link zu Ergebnissen 1 und 2:  
https://www.ak-berlin.de/baukultur/meldungen/meldung/vergabebericht-2025-veroeffentlicht/  

Die Architektenkammer Berlin stellt fest, dass sich die Vergabepraxis zunehmend von bewährten 
Qualitätsstandards entfernt. Verfahren werden vermehrt außerhalb der RPW durchgeführt, 
Lösungsansätze ohne angemessene Vergütung abgefragt und öffentliche Aufgaben zunehmend in 
Generalplaner-, Generalunternehmer-, Generalübernehmer-modellen oder in Rahmenverträgen 
gebündelt. Dadurch wird der Zugang für einen Großteil der Planenden erschwert. Dies schwächt die 
Vielfalt der Berliner Planungskultur und gefährdet Qualität und Innovation.  

Den meisten in Berlin ansässigen Planungsbüros wird zudem durch zu hohe Zugangshürden zu 
öffentlichen Verfahren der Marktzugang quasi komplett verwehrt. Es droht eine Schwächung und 
Vernichtung dieser hochkompetenten kleinsten, kleinen bis mittleren Planungsbüros. Junge und sich 
neu gründende Büros werden vom Markt komplett ausgeschlossen, wodurch sich keine in die Zukunft 
gerichtete Planungslandschaft entwickeln kann.  

Die Architektenkammer Berlin versteht die Stärkung der Vergabe- und Wettbewerbskultur daher als 
zentrale berufspolitische Aufgabe. Öffentliche Auftraggeber müssen Verfahren so gestalten, dass 
Transparenz, fachliche Qualität und faire Vergütung gesichert werden. Kleinen* und jungen Büros 
muss der Zugang zu den Verfahren ermöglicht werden.  

Berufspolitische Grundpositionen  

1. Qualität braucht Wettbewerbe, Wettbewerbe brauchen faire Verfahren. 
Baukulturelle Qualität, Nachhaltigkeit und Innovation setzen transparente, vergleichende, 
qualitätsorientierte und fachlich begleitete Verfahren voraus.  

2. RPW-Wettbewerbe müssen gestärkt werden.                                                            
Bei städtebaulich, architektonisch oder freiraumplanerisch öffentlichen Aufgaben soll der 
Planungswettbewerb nach RPW grundsätzlich das vorrangige Verfahren sein. Abweichungen sind 
fachlich zu begründen.  

3. Vergabe muss zugänglich sein für kleine und junge Büros.                                   
Überzogene Umsatz-, Personal- und Referenzanforderungen sowie unnötige Bündelungen von 
Leistungen sind zu vermeiden, damit kleine* und junge Büros realistische Zugangschancen 
erhalten. 

4. Planungsleistungen sind angemessen zu vergüten.                                            
Skizzen, Konzepte, Lösungsansätze und vertiefte Planungsbeiträge außerhalb von RPW-Verfahren 
dürfen nicht unentgeltlich abgefragt werden.  

https://www.ak-berlin.de/baukultur/meldungen/meldung/vergabebericht-2025-veroeffentlicht/
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5. Die Architektenkammer Berlin muss frühzeitig eingebunden werden.                                                             
Die Kammer soll Verfahren nicht nur nachträglich bewerten, sondern frühzeitig beratend, 
qualitätssichernd und berufspolitisch wirksam beteiligt werden.  

6. Verfahren verbessern  
Die Kammer soll im Dialog mit den Auftraggebenden die Verfahren weiterentwickeln, verbessern 
und verschlanken, ohne Verlust an Qualität. 

Handlungsempfehlungen  

1. Mindeststandards für Planungsvergaben einfordern                                                    
Die Architektenkammer Berlin soll gegenüber Bund, Senat, Bezirken, landeseigenen 
Gesellschaften sowie weiteren öffentlichen Auftraggebenden verbindliche Mindeststandards für 
öffentliche Planungsvergaben fordern. Diese sollen Anforderungen an  

• Wahl der Verfahrensart  
• Transparenz  
• Auswahl-, Eignungs- und Zuschlagskriterien  
• Vergütung  
• Bearbeitungstiefe  
• Beurteilungskriterien  
• Gremienzusammensetzung  
• Urheberrechte  
• Dokumentation und Kommunikation  

enthalten.  

2. RPW-Vorrang politisch verankern                                                                                 
Für geeignete öffentliche Planungs- und Bauaufgaben soll der RPW-Vorrang gem. §78 VgV aktiv 
eingefordert werden. Wird von der Forderung abgewichen, soll die auslobende Stelle dies 
schriftlich begründen. Die Architektenkammer Berlin soll hierzu einen Kriterienkatalog 
entwickeln.  

3. Schlanke RPW-Verfahren, Bürokratieabbau  
Die Besinnung auf nötige Verfahrensschritte und angemessene Anforderungen, erspart sowohl 
dem Auftraggebenden wie auch den Teilnehmenden Aufwand, Zeit und Kosten und erhöht die 
Attraktivität von Wettbewerbsverfahren.   

4. Vergabekompass ausbauen und Monitoring veröffentlichen                                           
Der Vergabekompass soll ausgebaut und auf weitere Bundesländer erweitert werden. Dieser soll 
verstärkt für die Kommunikation mit den Auslobenden Stellen benutzt werden. Bei kritischen 
Verfahren soll die Architektenkammer Berlin weiterhin die Auslobenden kurzfristig anschreiben, 
Mängel benennen und ggf. Korrekturvorschläge unterbreiten. Die Erkenntnisse aus dem 
Monitoring sollen weiterhin mindestens jährlich veröffentlicht werden.  

5. Überhöhte Zugangs- und Eignungsanforderungen begrenzen                                   
Die Architektenkammer Berlin soll einen Leitfaden zu angemessenen Eignungskriterien und 
Zugangshürden erarbeiten. Dieser soll Orientierung geben, wann Anforderungen an Umsatz, 
Referenzen oder Personal unverhältnismäßig sind und kleinere* Büros ausschließen.                                                                         
Bezüglich Anforderungen an Mitarbeiter, Umsatz und Referenzprojekt(e) ist auf die 
Berücksichtigung des „Merkblatt Best-Practice in VgV-Verfahren“ zu achten  
 
Link zu Vergabekompass: https://www.beste-vergabe.berlin/themes/berlin/files/Merkblatt-
BestPractice-in-VgV-Verfahren.pdf?v=2025-06_3.  

 

https://www.beste-vergabe.berlin/themes/berlin/files/Merkblatt-BestPractice-in-VgV-Verfahren.pdf?v=2025-06_3
https://www.beste-vergabe.berlin/themes/berlin/files/Merkblatt-BestPractice-in-VgV-Verfahren.pdf?v=2025-06_3


Oktober 2026 

3 

 

 

 

 

6. Bündelung von Leistungen kritisch prüfen                                                      
Generalplaner-, Generalunternehmer- und Generalübernehmermodelle dürfen nicht allein aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung gewählt werden. Die Architektenkammer Berlin fordert, 
dass solche Modelle die Ausnahme bleiben und im Hinblick auf Qualität, Transparenz, 
Wirtschaftlichkeit und Marktzugang begründet und evaluiert werden müssen. 

7. Mindeststandards für Verfahren außerhalb der RPW entwickeln                                  
Für Mehrfachbeauftragungen, Vergaben innerhalb von Rahmenverträgen, Werkstattverfahren, 
Konzeptverfahren und Verhandlungsverfahren mit Lösungsansätzen soll die Architektenkammer 
Berlin – im Dialog mit den Auftraggebenden - klare, verbindliche Standards formulieren. Auch 
hierfür gelten die allgemeinen Mindeststandards gem. Handlungsempfehlung 1. Diese Verfahren 
sollen durch die AK Berlin beraten/begleitet werden.  

8. Mitglieder stärken  
Die Architektenkammer Berlin sollte Mitglieder besser über Rügemöglichkeiten, Fristen, 
Dokumentation, Rechtsschutz und den Rechtshilfefonds informieren. Ziel ist, problematische 
Verfahren frühzeitig sachlich beanstanden zu können. Siehe aktuell: https://www.ak-
berlin.de/fachkompetenzen/wettbewerb-und-vergabe/leitfaeden-und-merkblaetter  

9. Fortbildungsangebote und Register  
Die Architektenkammer Berlin soll die o.g. Anliegen über gezielte Fortbildungsangebote für ihre 
Mitglieder - sowohl auf Seite der planenden Büros wie auch auf Seite der vergebenden 
Institutionen – implementieren und stärken.  

10. Politische Bündnisse und Öffentlichkeit nutzen                                                          
Die Architektenkammer Berlin sollte gemeinsam mit Verbänden und Initiativen eine Berliner 
Allianz für faire Vergabe- und Wettbewerbskultur aufbauen und jährlich einen Bericht zur 
Vergabepraxis veröffentlichen. Faire Verfahren sind kein Sonderinteresse des Berufsstands, 
sondern Voraussetzung für gute, nachhaltige und wirtschaftliche öffentliche Bauprojekte.  

Beschlussperspektive  

Die Architektenkammer Berlin setzt sich für eine Vergabekultur ein, die Baukultur, Nachhaltigkeit, 
Innovation und Transparenz für Planungsleistungen stärkt. Ziel ist eine verbindliche, faire und 
qualitätsorientierte Verfahrenskultur, die allen geeigneten Büros Zugang eröffnet und die besten 
Lösungen für Berlin ermöglicht.  

* 
Gemäß Definition KMU der EU wären mit der hier benutzten Bezeichnung eines kleinen Büros 
Kleinstunternehmen gemeint  
EU-Definition KMU:  
Kleinstunternehmen: bis zu 9 Mitarbeiter und max. 2 Mio. Euro Umsatz.  
Kleine Unternehmen: bis zu 49 Mitarbeiter und max. 10 Mio. Euro Umsatz.  
Mittlere Unternehmen: bis zu 249 Mitarbeiter und max. 50 Mio. Euro Umsatz  
Siehe auch  
https://bak.de/wp-content/uploads/2026/06/BAK_Die_Vermessung_der_Branche_200426.pdf  
91% der Planungsbüros haben weniger als 10 Erwerbstätige (inkl. Inhaber), und bei 47% der Büros handelt es 
sich um Ein-Personen-Büros. Dagegen haben nur weniger als 1 Prozent der Büros mehr als 50 Mitarbeiter.  
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